
2100-0266 
An die 

Präsidentin des Burgenländischen Landtages 

Frau Mag.a Astrid Eisenkopf 

Landhaus 

7000 Eisenstadt 

 

 

Eisenstadt, am 18. September 2025 

 

 

Selbständiger Antrag 

der Landtagsabgeordneten Bernd Strobl, Markus Ulram, Kolleginnen und 

Kollegen auf Fassung einer Entschließung betreffend sofortige Abschaffung der 

Baulandsteuer im Burgenland  

Der Landtag wolle beschließen: 

  



Entschließung 

des Burgenländischen Landtages vom ……………… betreffend sofortige 

Abschaffung der Baulandsteuer im Burgenland  

Mit der Einhebung der Baulandsteuer wurde im Burgenland ein Weg eingeschlagen, 

der bei vielen Bürgerinnen und Bürgern berechtigte Sorgen und Unverständnis 

ausgelöst hat. Eigentum ist ein hohes Gut. Es ist verfassungsrechtlich geschützt und 

für viele Menschen Ausdruck persönlicher Vorsorge, langfristiger Planung und 

familiärer Verantwortung. Die Baulandsteuer greift tief in dieses Recht ein, ohne einen 

nachweislich wirksamen Beitrag zur Lösung der Wohn- und Baufragen im Land zu 

leisten. 

 

Gerade in Zeiten hoher Baukosten, steigender Finanzierungslasten und eines 

allgemeinen wirtschaftlichen Drucks braucht es Unterstützung statt zusätzlicher 

Belastungen. Die Baulandsteuer trifft viele Eigentümerinnen und Eigentümer, die aus 

guten Gründen – etwa wegen familiärer Planung, finanzieller Unsicherheit oder 

fehlender Nachfrage – aktuell nicht bauen können. Statt mit Hausverstand zu handeln, 

setzt die rot-grüne Landesregierung auf pauschale Zwangsabgaben. Das schafft keine 

neuen Wohnplätze, sondern verstärkt Unsicherheit und Misstrauen. 

 

Die Volkspartei Burgenland hat sich von Beginn an klar gegen diese Steuer 

ausgesprochen. Wir stehen für Eigentumsschutz, Planungssicherheit und eine faire 

Behandlung aller Bürgerinnen und Bürger. Eine Steuer, die auf breiter Front als 

ungerecht empfunden wird und praktisch keinen konkreten Lenkungseffekt entfaltet, 

ist nicht zu rechtfertigen. Sie wird rückwirkend eingehoben, schafft bürokratische 

Hürden und trifft oft genau jene, die sich in der Region langfristig etwas aufbauen 

wollen. 

 

Daher ist es aus Sicht der Volkspartei Burgenland geboten, diese Abgabe ersatzlos 

abzuschaffen. Stattdessen braucht es ein Maßnahmenpaket, das tatsächliche Anreize 

zur Baulandmobilisierung setzt. Etwa durch eine aktive Unterstützung von 

Jungfamilien oder der Förderung von Ortskernbelebung sowie durch eine enge 

Zusammenarbeit mit den Gemeinden. Nur so kann das Ziel von mehr leistbaren 

Wohnraum im Burgenland sinnvoll und nachhaltig erreicht werden. 

 



 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Landesregierung wird aufgefordert, einen Gesetzesentwurf vorzulegen, mit dem 

die Baulandmobilisierungsabgabe gemäß § 24a Burgenländisches 

Raumplanungsgesetz schnellstmöglich zur Entlastung der Burgenländerinnen und 

Burgenländer wieder abgeschafft wird. 

 

Es wird ersucht diesen Antrag dem Rechtsausschuss zuzuweisen. 


